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Amtliche Sammlung: nein

2142 086

BGB § 839 C, Fm9 StVZO § 29 d Abs, 2

Die der Zulassungsstelle nach § 29 d Abs* 2 StVZO oblie­
gende Amtspflicht, auf die Anzeige des Versicherers, daß 
die Versicherung des Kraftfahrzeugs nicht mehr bestehe, 
unverzüglich den Erlaubnisschein einzuziehen und die amt­
lichen Kennzeichen zu entstempeln, besteht nicht unmittel­
bar gegenüber dem öffentlichen Dienstherrn, der einem 
durch das nicht versicherte Fahrzeug geschädigten Beamten 
Versorgungsieistungen zu erbringen hat.
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Ill 2R 25/60
Verkündet
am 24» April 1961
Justizangestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des landes H e s s e n  , vertreten durch seinen Minister­
präsidenten«, dieser vertreten durch den Minister des Innern, 
dieser vertreten durch den Regierungspräsidenten in

Klägers, Berufungsklägers und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr»

g e g e n
die Stadt K H H H H I  » vertreten durch den Magistrat,

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Pro f H V  ~

hat der III« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 24» April 1961 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Prof» Br» Geiger sowie der Bundesrichter 
Br» Kreft, Br» Arndt, Gähtgens und Schäfer

für Recht erkannt:

Bie Revision des klagenden Landes gegen das Ur­
teil des 2» Zivilsenats in Kassel des Oberlandesge­
richts Prankfurt/Main vom 14» Januar I960 wird zu­
rückgewiesen»

Bas klagende Land hat die Kosten des Revisionsver­
fahrens zu tragen»

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Am 12o Juli 1955 erlitten zwei Beamte dee klagenden 
Landes auf einer Dienstfahrt durch ein fremdes Kraftfahrzeug 
einen Verkehrsunfall * Sie wurden verletzt und in ihrem Eigen­
tum geschädigt« Das klagende Land gewährt ihnen auf Grund 
der §§ 107, 108, 110 HessBG Versorgungsleistungen. Sein Ver­
such, Halter und Fahrer des den Unfall verursachenden Fahr­
zeugs zum Schadensersatz heranzuziehen, blieb infolge der 
Vermögenslosigkeit dieser Personen ergebnislos; die Kraft­
fahrzeugversicherung des Halters war wegen Prämienrückstan- 
des schon vor dem Unfall beendet»

Das klagende Land nimmt nunmehr die beklagte Gemeinde 
auf Ersatz der Versorgungsleistungen in Anspruch, weil zv/ar 
die Zulassungsstelle der Beklagten auf die Anzeige des Kraft­
fahrzeugversicherers vom 7. Juni 1955, daß die Versicherungs­
bestätigung am= 6» Juni 1955 ihre Geltung verloren habe, Po­
lizeirevierbeamte der Beklagten damit beauftragte, das Fahr­
zeug innerhalb von 3 Tagen aus dem Verkehr zu ziehen, dieser 
Auftrag aber bis zum 16. Juli 1955 unerledigt blieb. Hatten 
die Beamten der Beklagten - so führt der Kläger aus - ent­
sprechend § 29 d Abs» 2 StVZO pflichtgemäß das Fahrzeug, das 
den Unfall verursachte, unverzüglich aus dem Verkehr gezo­
gen, so wäre der Unfall und damit der ihm, dem klagenden 
Land, durch die Versorgungsleistungen erwachsene Schaden 
vermieden v/orden.

Der Kläger hat daher - unter anderem - beantragt, die 
Beklagte zum Ersatz der bis zur Klageerhebung erbrachten 
Versorgungsleistungen (in Höhe von 2.147,12 DM) nebst Zin­
sen zu verurteilen und weiter festzustellen, daß die Beklag­
te verpflichtet sei, ihm den weiteren Schaden zu ersetzen, 
der daraus entstehe, daß er auch noch für die Zeit nach der
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Klageerhebung dem Umfange nach noch nicht feststehende Un- 
fallfürsorgeleistungen erbringen müsse, deren Ersatz bei 
Halter undwahrer nicht realisiert werden könne.

Das Landgericht hat die Klage als unbegründet abge­
wiesen. Die Berufung des klagenden Landes ist erfolglos 
geblieben. Mit der Revision strebt der Kläger die Aufhe­
bung der beiden Urteile und die Verurteilung der Beklagten 
nach seinen Klageanträgen, hilfsweise die Aufhebung des 
Berufungsurteils und die Zurückverweisung der Sache an 
das Berufungsgericht zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an. Die Beklagte bittet.um die Zurückweisung 
der Revision»

Entscheidungsgründe i

1  O

1. Das Berufungsgericht vertritt die - von der Revision 
bekämpfte - Auffassung:," daß die Klage, soweit sie auf nach
§ 136 HessBG übergegangene angebliche Ansprüche der ver­
letzten Beamten gestützt werde, wenn nicht schon mit Rück­
sicht darauf, daß diese Beamten vom klagenden Land Unfall­
fürsorgelei stungen erhalten, nach § 839 Abs» 1 Satz 2 BGB, 
so doch nach § 4 des Gesetzes vom 7» Dezember 1943 über die 
erweiterte Zulassung von Schadensersatzansprücheabei Dienst- 
und Arbeitsunfällen (RGBl I 674) unbegründet sei»

2. Es kann dahingestellt bleiben, ob aus der Person der 
verletzten Beamten abgeleitete Ansprüche nach § 839 Abs» 1 
Satz 2 BGB im Hinblick auf die Versorgungsleistungen des 
klagenden Landes ausgeschlossen sind» Die Klage ist in jedem



Palle unbegründet

Nach § 122 Abs» 1 He9sBG in der Passung vom 11. No­
vember 1954 (GVB1 239) hat der Beamte wegen eines Dienst­
unfalls gegen seinen eigenen Dienstherrn nur die Versor- 
gungsansprüchc der §§ 105 - 119 HessBG« Ist eine andere 
öffentliche Verwaltung für den Dienstunfall verantwortlich, 
so steht ihm gegen diese Verwaltung nach § 122 Abs, 2 Satz 1 
HessBG auf Grund der allgemeinen gesetzlichen Vorschriften 
grundsätzlich nur dann ein Schadensersatzanspruch zu, wenn 
der Dienstunfall durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung, 
für die die andere Verwaltung verantwortlich ist, verursacht 
wurde. Im Palle lediglich der Fahrlässigkeit sind Schadenser­
satzansprüche gegen die öffentliche Verwaltung regelmäßig 
ausgeschlossen» Davon macht § 1 des Gesetzes vom 7» Dezem­
ber 1943, auf das § 122 Abs» 2 Satz 2 HessBG Bezug nimmt, 
eine Ausnahme; ist der Dienstunfall bei der Teilnahme am 
allgemeinen Verkehr eingetreten, so kann der verletzte Be­
amte Schadensersatzansprüche gegen die hierfür verantwort­
liche öffentliche Verwaltung auch dann geltend machen, v/enn 
der Unfall auf fahrlässiges Verhalten zurückzuführen ist. 
Diese AusnahmevorSchrift ist nach der Präambel des Gesetzes 
vom 7» Dezember 1943 geschaffen worden, weil ohne sie die 
geschädigten Beamten' schlechter gestellt wären als andere ' 
Verkehrsteilnehmer; § 1 des Gesetzes vom 7» Dezember 1943 
ist dazu bestimmt, diese vom Gesetzgeber als unbillig 
empfunden^ Schlechterstellung zu beseitigen und den Schutz 
der Verletzten und ihrer Hinterbliebenen zu verstärken» Die­
ses Ziel ist durch eine Regelung, die den verletzten Beam­
ten und ihren Hinterbliebenen die über die Versorgungsan­
sprüche hinausgehende Schadensspitze zuspricht, erreicht. 
Daher bestimmt § 3 des Gesetzes, daß die Versorgungslei­
stungen des Dienstherrn auf die Schadensersatzansprüche 
des § 1 anzurechnen sind (vgl. Bülow in DJ 1944, 25 Nr» III
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4)o Zugleich aber bestand? da nur die Möglichkeit zur 
Geltendmachung der Schadensspitze geschaffen werden so3L- 
te, Anlaß, in § 4 den Regroßanspruch der mit den Versor- 
,gungsleistungen belasteten öffentlichen Verwaltung gegen 
die für den Unfall verantwortliche Verwaltung auszuschlie­
ßen? zumal dadurch auch die Verwaltung vereinfacht wird 
(Bülow aaO)•

Wollte man mit der Revision annehmen? daß § 4 des 
Gesetzes vom 7« Dezember 1943 im vorliegenden Pall nicht 
zum Zuge komme? weil die Bediensteten der beklagten Ge­
meinde an dem Unfall "nicht selbst beteiligt waren"? so 
würde das bedeuten? das dann auch die erweiterte Haftung 
nach der Ausnahmevorschrift des § 1 des Gesetzes vom 7« Dt 
zember 1943 nicht durchgreifen würde; denn der Anwendungs­
bereich des § 4 des Gesetzes ist nach dem Ausgeführten 
keinesfalls enger als der des § 1. Vermöchte sich aber 
das klagende Land auf § 1 nicht zu berufen? so verbliebe 
es bei der Grundregel des § 134 Abs«, 2 Satz 1 HessBG, wona 
die beklagte Gemeinde nur haftete? wenn der Unfall auf ei: 
vorsätzliche Pflichtverletzung ihrer Bediensteten zurück- 
zuführen wäre«, Ein vorsätzlicher Verstoß gegen die durch 
§ 29 d Abs. 2 StVZO begründete Pflicht? ein nicht mehr 
versichertes Fahrzeug unverzüglich aus dem Verkehr zu zie 
hen? ist aber von dem klagenden Lande selbst nicht gelten 
gemacht worden; er ist dem Tatsachenvortrag (im Schrift­
satz vom 12. Juli 1958), die Zulassungsstolle der Beklagt 
habe es versäumt, ihr Ersuchen an das Polizeirevier um 
Außerverkehrziehung des Fahrzeugs zu überwachen? und die 
Revierbeamten hätten "die Dinge rauch etwas treiben lassei 
nicht zu entnehmen. Daher kann unerörtert bleiben? ob du:
§ 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 1943 Regreßansprüche de 
Versorgungsträgers auch bei vorsätzlicher Pflichtverletz1 
einer anderen Verwaltung ausgeschlossen sind«
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II.

Die' Klage könnte daher nur Erfolg haben, wenn das 
klagende Land einen AmtshaftungsanSpruch wegen Verletzung 
des § 29 d Abs. 2 StVZO geltend zu machen vermöchte, der 
nicht nach § 136 HessBG aus der Person der verletzten Be­
amten abgeleitet würde, sondern originär in der Person 
des klagenden Landes entstanden wäre« Dies wäre nur der 
Fall, wenn der Dienstherr, der Versorgungsleistungen zu 
erbringen hat, als solcher durch § 29 d Abs. 2 StVZO ge­
schützt und damit "Dritter” im Sinne des § 839 BGB wäre.

Diese Bedeutung kommt aber der Vorschrift des § 29 d 
Abs* 2 StVZO nicht zu.. Die §§ 29 a ff StVZO dienen dem mit 
der Einführung der Kraftfahrzeugpflichtversicherung ver­
folgten Zweck, die durch den Betrieb eines Kraftfahrzeugs 
gefährdeten Verkehrsteilnehmer davor zu bewahren, daß ihr 
Anspruch auf Ersatz des ihnen durch ein Kraftfahrzeug zu­
gefügten Schadens nicht realisiert werden kann (BGHZ 20,
53, 55; vgl« auch Urt. d. Senats vom 28. Mai 1953 in VersR 
1953, 284). Durch § 29 d Abs.» 2 StVZO ist daher der Zulas­
sungsstelle eine Amtspflicht nicht nur gegenüber der All­
gemeinheit, sondern auch gegenüber den Verkehrsteilnehmern, 
die durch ein nicht versichertes Fahrzeug geschädigt wer­
den können, also gegenüber "Dritten" im Sinne des § 839 BGB 
auferlegto Außerdem soll der Kraftfahrzeugversicherer, dem 
die Leistungen des § 158 c VVG obliegen, geschützt werden 
(BGHZ 20, 53, 55)» Hingegen kann unbeschadet der Frage, 
ob damit der Kreis der durch § 29 d Abs* 2 StVZO geschützten 
Personen geschlossen ist, der öffentliche Dienstherr eines 
verletzten Verkehrsteilnehmers nicht als durch die Vorschrift 
geschützter "Dritter” im Sinne des § 839 BGB angesehen wer~ 
den. Zwar ist auch er - mit Rücksicht auf seine Versorgungen 
leistungen - an der Beachtung der Bestimmung interessiert.
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Zu den Dritten, denen gegenüber dem Beamten Amtspflichten 
obliegen, zählen aber nicht alle Personen, die durch seine 
Maßnahmen irgendwie betroffen werden, sondern nur diejenigen 
deren Belange durch das Amtsgeschäft seiner Natur, d.h. sei­
nem Zweck und seiner rechtlichen Bestimmung nach, berührt 
werden* Daher können alle diejenigen, die nur zufällig durch 
die Amtshandlung oder deren Unterlassung angesprochen wer­
den, insbesondere die Personen, die, wie etwa der Privatver- 
sicherer eines Geschädigten, lediglich infolge schuldrecht­
licher Beziehungen zu den unmittelbar Betroffenen in ihrem 
Interesse berührt werden, nicht zu den Dritten im Sinne des 
§ 839 EGB gerechnet werden (RGZ 145, 56, 64 und BGB-RGRK 
11. Aufl. § 839 Anm. 41 mit weiteren Nachweisen)- Um einen 
zufällig "Betroffenen” handelt es sich aber auch bei dem 
Dienstherrn, der einem Beamten gegenüber zur Unfallfürsor­
ge verpflichtet ist, weil dieser Beamte infolge der Ver­
letzung des § 29 d Abs. 2 StVZO als Verkehrsteilnehmer durch 
ein nicht versichertes Fahrzeug geschädigt wurde. Denn die 
Grundlage für die Versorgungslast des Dienstherrn bildet 
die Begründung des Beamtenverhältnisses. Nur deswegen ist 
der Dienstherr letzten Endes an der Beachtung des § 29 d 
Abs. 2 StVZO interessiert. Dieses Beamtenverhältnis ist 
aber im Blick auf diese Vorschrift nur ein zufälliges. Die­
se Auffassung steht nicht in Widerspruch mit dem in BGHZ
7, 244, 248 f abgedruckten Erkenntnis des II. Senats vom
8. Oktober 1952 - II ZR 309/51, daß der Versicherungsschutz 
des § 158 c Abs. 1 VVG an sich auch demjenigen gebührt, auf 
den die Haftpflichtansprüche des unmittelbar Geschädigten 
kraft Gesetzes übergegangen sind. Gewiß steht § 29 d Abs. 2 
StVZO im inneren Zusammenhang mit § 158 c VVG; beide Be­
stimmungen bezwecken - wenn auch § 158 c VVG nicht aus­
schließlich - den Schutz Dritter vor den Gefahren des Be­
triebs eines nicht mehr versicherten Kraftfahrzeugs, die 
Vorschrift des § 29 d Abs. 2 StVZO durch das Gebot, ein



8

solches Fahrzeug unverzüglich aus dem Verkehr zu ziehen, 
die Bestimmung des § 158 c VVG durch eine kurzfristige 
Verlängerung des Versicherungsschutzes zu Gunsten des ge­
schädigten Haftpflichtberechtigten«» Daraus folgt aber 
nicht, daß § 29 d Abs* 2 StVZO unmittelbar auch den ver­
sorgungspflichtigen Dienstherrn schützt, weil sich die­
ser in seiner Eigenschaft als Versorgungsträger 1 ■-U r . 
wegen des - hier in § 136 HessBG begründeten - gesetzlichen 
Übergangs der Haftpflichtansprüche des verletzten Beamten 
gegen den Versicherungsnehmer auf § 158 c VVG berufen kann« 
Nur aufgrund dieses Bechtsübergangs ist er in der Lage, 
durch Pfändung/^den nach § 158 c Abs* 1 VVG bestehengeblie­
benen Versicherungsanspruch des Kraftfahrzeugversicherungs­
nehmers gegen den Versicherer zurückzugreifen (BGHZ 7, 244 > 
247)* Damit stimmt überein, daß der Schutz des § 29 d Abs« 2 
StVZO dem zur Unfallfürsorge verpflichteten Dienstherrn 
auch nur insov/eit zugute kommt, als er etwa in der Person 
des Beamten entstandene und auf ihn übergegangene Amtshaf­
tungsansprüche nach § 839 BGB in Verbindung mit § 29 d 
Abs« 2 StVZO geltend zu machen vermag*

*



Da sich auch sonst keine Rechtsgrundlage für den Klage 
anspruch anbietet, ist die Revision mit der Kostenfolge 
des § 97 Abs« 1 ZPO zurückzuweisen«

Dr» Geiger
Gähtgens

Dr« Kreft

Schäfer

Dr, Arndt


